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Ölkrise treibt Baufirmen in den Ruin
Gemeinsame Erklärung 
der Bayerischen Bauverbände

(bbiv/lbb/Steine und Erden) München. Die Explosion der Öl- und Kraftstoffpreise trifft gerade den Bau mit besonderer Härte! Nach gemeinsamen Aussagen der Hauptgeschäftsführer des Bayerischen Bauindustrieverbandes, des Landesverbandes Bayerischer Bauinnungen und des Bayerischen Industrieverbandes Steine und Erden, RA Gerhard Hess, RA Dr. Olaf Hofmann und Dipl.-Ing. Guntram Zanker, erfordern Massentransport und Massenbewegung von Erde, Baustoffen und Bauabfällen mit schweren Baumaschinen etwa im Straßenbau, Wasserbau und Deponiebau den Einsatz ungewöhnlich hoher Treibstoffmengen. Angesichts des Anstiegs des Dieselpreises seit Frühjahr 1999 um ca. 70 % habe der Bau hier zusätzliche Kosten von rund 840 Millionen DM zu verkraften.

Im Gegensatz zu anderen Branchen vergeht am Bau vergleichsweise viel Zeit zwischen Vertragsabschluss und Leistungserbringung. Deshalb schlagen erhöhte Energiekosten immer wenn keine Preisgleitklauseln vereinbart wurden voll auf das Ergebnis der Baustelle durch. Bei einer durchschnittlichen Umsatzrendite am Bau von nur gut einem Prozent können solche Kostensteigerungen in den Unternehmen nicht aufgefangen werden. Noch stärker als die Branche insgesamt trifft das den Straßenbau, der neben den höheren Dieselkosten auch verdreifachte Preise für Bitumen und die gestiegenen Heizkosten für Asphaltmischwerke verkraften muss. Diese Unternehmen werden unvermeidbar in rote Zahlen getrieben.

Hess, Hofmann und Zanker fordern deshalb die Bundesregierung auf, die Möglichkeiten der Bundeshaushaltsordnung zu nutzen, um in bestehende langfristige Verträge nachträglich Preisgleitklauseln für Energiekosten einzubauen. Die Hauptgeschäftsführer wörtlich: „Aus volkswirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Gründen ist es Pflicht der Politik, Vertragspartner des Bundes vor einer Verschlechterung ihrer wirtschaftlichen Situation zu bewahren. Vorbild muss die entsprechende Praxis im Zuge der Ölkrise Anfang der 70er Jahre sein. Damals nahm der Bund in Anwendung des § 58 der Bundeshaushaltsordnung als Billigkeitsregelung Gleitklauseln für Ölpreise in bereits abgeschlossene langfristige Verträge auf, um so die Existenz und Zukunft der Baubranche zu sichern.“
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